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«Es geht nicht um Steuergeschenke»
Steuerreform FDP-Nationalrätin Daniela Schneeberger
hält die Referendums-Drohung der SP für unverantwortlich

4

Nationalrätin Daniela Schneeberger fordert umfangreiche steuerliche Entlastungen, um den Wegfall der Privilegien für Statusgesellschaften zu kompensieren.
VON HANS-MARTIN JERMANN

Es ist eines der wichtigsten Geschäfte der
Schweizer Politik der letzten Jahre: die Un-
ternehmenssteuerreform III (USR III). Dies
alleine wegen des vielen Geldes, das auf
dem Spiel steht. Die EU fordert von der
Schweiz Änderungen im Steuersystem, ins-
besondere die Abschaffung der Steuerpri-
vilegien für Statusgesellschaften. 3 bis 3,5
Milliarden Franken Steuereinnahmen dro-
hen bei Bund und Kantonen wegzufallen.
Die Antwort darauf ist die USR III, die ab
heute von der nationalrätlichen Kommis-
sion für Wirtschaft und Abgaben beraten
wird. Die Baselbieter Nationalrätin Daniela
Schneeberger führt in der FDP-Fraktion
das Dossier. Im Interview erklärt sie, wes-

halb die USR III zentral ist für die Region
Basel. Auch fordert sie umfangreiche Steu-
ererleichterungen für Unternehmen, um
den Standort Schweiz attraktiv zu halten.

Frau Schneeberger, für Laien ist schwer
verständlich, worum es bei der USR III
geht. Kurz: Was ist das Ziel der Reform?
Daniela Schneeberger: Es geht nicht
darum, Steuergeschenke zu verteilen. Mit
der USR III reagiert die Schweiz auf inter-
nationalen Druck: Die EU akzeptiert die
heutigen Steuerprivilegien für Statusge-
sellschaften nicht mehr. Zudem hat die
Schweiz in den vergangenen Jahren an
steuerlicher Attraktivität eingebüsst - das
gefährdet Arbeitsplätze. Das Ziel der USR
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III ist es, das Steuersubstrat der Statusge-
sellschaften in der Schweiz zu behalten.
Wandern sie wegen der unattraktiv gewor-
denen Besteuerung ins Ausland ab, haben
wir riesige Probleme.

Weshalb? Bloss 7 Prozent der Schwei-
zer Firmen sind Statusgesellschaften.
Ja, aber rund die Hälfte der Gewinnsteuer-
einnahmen des Bundes stammt von Status-
gesellschaften. Die Kantone ihrerseits neh-
men von ihnen jedes Jahr zwei Milliarden
Franken ein, das entspricht einem Fünftel
ihrer Gewinnsteuereinnahmen. Alleine für
Basel-Stadt, wo einige bedeutende Statusge-
sellschaften domiziliert sind, sind es mehre-
re hundert Millionen Franken. Ein Beispiel
ist Novartis. In Baselland ist der direkt dro-
hende Steuerausfall mit wenigen Dutzend
Millionen Franken bedeutend tiefer. Doch
an Firmen wie Novartis hängen viele Zulie-
ferer und Auftragnehmer, also KMU. Novar-
tis investiert in der Schweiz jährlich 3,7 Mil-
liarden Franken. Davon profitieren die re-
gionalen KMU nicht unerheblich.

Was ist zu tun, um diese Unternehmen
hier zu halten?
Zweierlei. Einerseits können wir als Reakti-
on auf den Wegfall der Steuerprivilegien
neue Formen der Sonderbesteuerung ein-
führen, die international akzeptiert und
gängig sind. Anderseits können wir das
steuerliche Umfeld für Unternehmen gene-
rell verbessern. Unter dem Strich werden
auch mit der USR III viele der bisher privi-
legiert besteuerten Unternehmen künftig
mehr Steuern bezahlen. Wenn wir die USR
III aber konsequent angehen, dann ma-
chen wir aus der Not eine Tugend und
stärken die Wettbewerbsfähigkeit der
Schweiz für viele Unternehmen.

Eine solche Form der Sonderbesteue-
rung ist die Patentbox. Taugt Sie, um
die Probleme abzufedern?
Die Patentbox ist ein Kernelement der USR
III. Für die forschungsintensive Pharma-
und Life-Sciences-Industrie ist sie sogar
von zentraler Bedeutung. Deshalb fordert
auch der Kanton Basel-Stadt die Patent-
box. Die Förderung von Forschung und
Entwicldung (F + E) beinhaltet zwei Ele-
mente: einerseits die Patentbox, die eine

privilegierte Besteuerung von Erträgen aus
Patenten und Immaterialgüterrechten er-
möglicht. Anderseits ist in die Vorlage die
steuerliche Abzugsfähigkeit von Aufwen-
dungen in F + E integriert. Damit kommen
wir jenen Unternehmen entgegen, die
zwar nicht über Patenterträge verfügen,
aber stark in F + E investieren und deshalb
für die Innovationskraft der Wirtschaft von
grosser Bedeutung sind.

Handelsgesellschaften profitieren von
dieser Sonderbesteuerung nicht.
Ja, die Patentbox ist auch nicht so ange-
dacht. In einigen Kantonen wie Genf sind
Holdings und strukturierte Handelsgesell-
schaften sehr stark vertreten. Auch im Ba-
selbiet gibt es einige solche Gesellschaften,
zum Beispiel Ikea. Für sie sind andere In-
strumente nötig. Zum einen können die
Kantone das generelle Niveau der Unter-
nehmensgewinnsteuern senken. Zum an-
deren empfehlen sich zusätzliche Mass-
nahmen. Wir von der FDP plädieren für ei-
nen Zinsabzug auf Eigenkapital, die soge-
nannte zinsbereinigte Gewinnsteuer.

Bei einer generellen Steuersenkung
brechen den Kantonen die Einnahmen
weg, da alle Unternehmen profitieren.
Das stimmt nur, wenn sie davon ausgehen,
dass wir keine neuen Firmen ansiedeln
können also quasi die Zeit stehen bleibt.
Längst nicht alle Kantone werden mit Steu-

ersenkungen auf die Reform reagieren
müssen. Steuersatzsenkungen können in
Kantonen mit einem hohen Anteil an Sta-
tusgesellschaften gezielt einer Verschlech-
terung der Wettbewerbsfähigkeit entge-
genwirken. In Kantonen mit wenigen Sta-
tusgesellschaften ist die Auswirkung gerin-
ger. Haben diese gleichzeitig viele normal
besteuerte Unternehmen und einen hohen
Gewinnsteuersatz, werden sie auf Sonder-
lösungen wie die Patentbox setzen wollen.

Die Kritiker haben doch recht: Es geht
um Steuergeschenke für Unternehmen.
Unfug. Es geht darum, die Schweiz für
Wachstum und neue Arbeitsplätze aufzu-
stellen. Die Kantone sollen grösstmögliche
Freiheit erhalten, mit welchen Massnah-

DANIELA SCHNEEBERGER

Finanzexpertin
Seit 2011 vertritt Daniela
Schneeberger die Baselbieter
FDP im Nationalrat; im vergan-
genen Herbst wurde sie glanz-
voll wiedergewählt. Die Fi-
nanzexpertin sitzt in der nati-
onairätlichen Kommission
für Wirtschaft und Abga-
ben (WAK). Vor ihrer Zeit im
Bundesparlament politisierte
sie zwölf Jahre im Landrat, den
sie 2004/2005 präsidierte. Die
48-Jährige ist Präsidentin des
Verbands Treuhand Suisse
und Präsidentin des Gewerbe-
vereins Sissach und Umge-
bung. Sie führt ein Treuhand-
büro und lebt in Thürnen.
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«Längst nicht alle Kantone
werden mit Steuersenkungen
reagieren müssen.»
Daniela Schneeberger

men sie den Wegfall der Steuerprivilegien
abfedern wollen. Das stärkt die Schweiz.
Aber ldar: Wer grundsätzlich gegen Steuer-
wettbewerb ist, wird aus ideologischen
Gründen daran keine Freude haben.
Dann wollen Sie entgegen dem Willen
des Ständerates die zinsbereinigte Ge-
winnsteuer erneut aufs Tapet bringen.
Die zinsbereinigte Gewinnsteuer ist konzi-
piert als Massnahme für jene Kantone, die
nicht so stark von der Patentbox profitie-
ren. Es soll den Kantonen überlassen wer-
den, ob sie diese Massnahme anwenden
möchten. Ich finde diese Massnahme rich-
tig, denn das heutige Schweizer Steuersys-
tem bevorzugt die Verschuldung Schuld-
zinsen können steuerlich abgezogen wer-
den. Demgegenüber würden mit einer
zinsbereinigten Gewinnsteuer die Anreize
zum Investieren gestärkt. Dasselbe gilt für
die von der FDP geforderte Abschaffung
der Stempelsteuer. Die meisten Finanzplät-
ze haben eine vergleichbare Steuer schon
länger abgeschafft, die Schweiz steht im
europäischen Umfeld fast alleine da.

GLOSSAR

Mit diesen Zusatzmassnahmen werden
die Steuerausfälle noch grösser.
Wie gesagt, das passiert dann, wenn wir
die Zeit anhalten. Gleichwohl muss man
die Sorgen derjenigen ernst nehmen, die
fürchten, dass die realistischen Prognosen
nicht eintreffen: Die FDP wird einen An-
trag für eine Notbremse einbauen: Die
Entlastungen durch Patentbox, Inputför-
derung und zinsbereinigte Gewinnsteuer
sollen begrenzt werden können.
Die SP liebäugelt mit einem Referen-
dum. Was, wenn die USR III scheitert?
Das ist ein Spiel mit Arbeitsplätzen. Ich fin-
de das unverantwortlich. Wird die USR III
durch ein Referendum angefochten, besteht
das Risiko, dass wir am Schluss gar keine
Lösung haben und die Firmen wegen der
Rechtsunsicherheit abwandern. Wer sich
gegen die USR III stellt, spielt bewusst mit
der Stabilität unseres Steuersystems.
Die Referendums-Drohung ist für die
Linke vor allem ein Druckmittel, um im
Parlament möglichst viel rauszuholen.
Ich sehe das auch so: Strebt die Linke tat-
sächlich den Erfolg in einer Referendums-
abstimmung an? Ich bezweifle es: Schliess-
lich fordert sie seit Jahren die Abschaffung
der Privilegien für Statusgesellschaften.
Genau das wird mit der USR III erreicht.

Die wichtigsten Begriffe zur Unternehmenssteuerreform
Statusgesellschaften: Darunter fal-
len Holding-, Domizil- und gemischte
Gesellschaften. Diese Gesellschaften
erzielen einen Grossteil ihres Umsatzes
im Ausland, weshalb die anfallenden
Gewinne bisher in der Schweiz nicht
voll versteuert werden mussten. Diese
Art der Sonderbesteuerung hat in der
Schweiz eine lange Tradition, ist aber
zuletzt international unter Druck gera-
ten. Dass die Privilegien nicht zu halten
sind, ist politisch unbestritten. In der
Schweiz gibt es 24 000 Statusgesell-
schaften. Sie beschäftigen 135 000 bis
175 000 Mitarbeitende.
Patentbox (auch Lizenzbox): Eine
Patentbox ist ein Steuergefäss, das eine
tiefere als die ordentliche Besteuerung

erlaubt. Sie gelangt für Erträge aus Pa-
tenten und anderen Immaterialgütern
zur Anwendung. Im Gegensatz zu den
Privilegien für Statusgesellschaften ist
diese Sonderbesteuerung EU-konform
und wird in einigen Staaten wie Gross-
britannien breit angewendet.
Zinsbereinigte Gewinnsteuer: Die
Zinsbereinigung beim Eigenkapital wird
in mehreren Ländern angewandt, aber
nicht in der Schweiz. Hier kann ein Unter-
nehmen, das sich durch Aufnahme von
Fremdkapital verschuldet, die entspre-
chenden Zinskosten von der Steuer ab-
ziehen. Dies gilt nicht für Eigenkapital.
Mit der zinsbereinigten Gewinnsteuer
würde die Ungleichbehandlung von Ei-
gen- und Fremdkapital beseitigt.


